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Beratungsfolge Termin Offentlichkeitsstatus
Gemeindevertretung Heist 18.06.2013 offentlich

Abschluss eines offentlich-rechtlichen Vertrages zur Griindung des
Zweckverbandes Breitband Siidholstein und Zustimmung zur
Vereinbarung einer Verbandssatzung

Sachverhalt und Stellungnahme der Verwaltung:

Zur Sitzung der Gemeindevertretung Heist am 10.12.2012 wurde in der Beschluss-
vorlage zum TOP ,Beitritt der Gemeinde zum neu zu grindenden Zweckverband
Breitband“ (Vorlage 446/2012/HE/BV) Uber die Situation der azv Sudholstein Breit-
band GmbH und dem rechtlich nicht haltbaren Betrieb dieser GmbH und des gesam-
ten Breitbandprojektes durch den azv Sudholstein aufgeklart. Die notwendige Neu-
orientierung wurde begrundet und die Grundung eines neuen Zweckverbandes als
zukUnftigen Trager des Breitbandprojektes dargestellt. Die Gemeindevertretung Heist
hatte sich in der genannten Sitzung fur einen Beitritt zum zukunftigen Zweckverband
entschieden.

Gemal § 5 Abs. 1 des Gesetzes Uber kommunale Zusammenarbeit (GkZ) wird ein
Zweckverband durch offentlich-rechtlichen Vertrag der Beteiligten errichtet. Die Ge-
meinden Hasloh, Heist, Holm und Lentféhrden werden nun diesen Zweckverband
grunden und aufgrund der vorgenannten Vorschrift ist dazu der Abschluss eines 6f-
fentlich-rechtlichen Vertrages durch diese vier Gemeinden notwendig. Die Entschei-
dung uber den Beitritt zu einem Zweckverband und damit auch der Abschluss des
offentlich-rechtlichen Vertrages ist eine vorbehaltene Aufgabe der Gemeindevertre-
tung (§ 28 Nr. 23 GO).

Der offentlich-rechtliche Vertrag wurde im Entwurf gefertigt und in gemeinsamen Be-
sprechungen zwischen diesen vier Gemeinden zur beschlussfertigen Fassung ge-
bracht. Diese Fassung ist dieser Vorlage beigefugt und wird in einigen Punkten wie
folgt erlautert:

§ 1— Vertragspartner



Es wurde sich auf den Namen ,Zweckverband Breitband Sudholstein“ geeinigt. Der
Sitz des Zweckverbandes wird Moorrege sein, da auch von hier aus die verwal-
tungsmaRige Betreuung erfolgt.

§ 2 — Aufgaben des Zweckverbandes

Die Aufgaben sind entsprechend der bisherigen Zielsetzung des azv Sidholstein
entsprechend formuliert worden. Die Aufgaben werden auch in der notwendigen
Verbandsatzung des Zweckverbandes formuliert werden. Hier ist dann eine noch
genauere Beschreibung moglich.

§ 3 - Satzung, Organe

Gemal} § 5 Abs. 3 GkZ mussen die vier Gemeinden eine Verbandssatzung vereinba-
ren. Auch diese Satzung wurde entworfen und unter den Vertretern dieser vier Ge-
meinden abgestimmt. Die Verbandssatzung wird Bestandteil des Vertrages und ist
somit auch hier im Entwurf beigefiigt. Die endgultige Beschlussfassung Uber die Ver-
bandssatzung ist Aufgabe der kinftigen Verbandsversammlung. Die Gemeinden ha-
ben aber den Entwurf zur Kenntnis zu nehmen und den Abschluss zu empfehlen.

§ 4 — Haushalts- und Wirtschaftsfiihrung

Hier ist geregelt, dass die verwaltungstechnische Fuhrung durch das Amt Moorrege
mit Erstattung einer Verwaltungskostenumlage erfolgen wird. Entgegen der ersten
Beratungen wurde sich auf eine kaufmannische und technische Betriebsfiihrung
nicht festgelegt. Hier soll erst die Bewertung und Beurteilung der bereits erfolgten
Maflnahmen in finanzieller und technischer Hinsicht erfolgen. Eine Prifung durch
Dritte wird sich dabei vorbehalten.

§ 5 — Finanzielle Ausstattung

Hier ist es bei der Festlegung einer moglichen Verbandsumlage geblieben, wenn die
Leistungen des Betriebes nicht dazu ausreichen sollten, die Eigenkapitalausstattung
und die laufenden Kosten zu decken. Der genaue Maldstab der Umlage wird in der
Verbandssatzung festgelegt und somit in der Verbandsversammlung beraten und
beschlossen.

§ 6 — Laufzeit, Kiindigung, Anderung

Der offentlich-rechtliche Vertrag kann unter der Voraussetzung des § 127 Landes-
verwaltungsgesetz (LVwWG) gekundigt werden. Zur Erlduterung sei an dieser Stelle
der Inhalt des § 127 LVwG erwahnt:

,Haben die Verhéltnisse, die fiir die Festsetzung des Vertragsinhalts mallgebend
gewesen sind, sich seit Abschluss des Vertrages so wesentlich geédndert, dass einer
Vertragspartei das Festhalten an der urspriinglichen vertraglichen Regelung nicht
zuzumuten ist, so kann diese Vertragspartei eine Anpassung des Vertragsinhalts an
die geédnderten Verhéltnisse verlangen oder, sofern eine Anpassung nicht méglich
oder einer Vertragspartei nicht zuzumuten ist, den Vertrag kiindigen. Die Behdrde
kann den Vertrag auch kindigen, um schwere Nachteile fiir das Gemeinwohl zu ver-
hiten oder zu beseitigen. “



Der offentlich-rechtliche Vertrag zur Grindung des Zweckverbandes bedarf der Ge-
nehmigung der Kommunalaufsicht des Landes Schleswig-Holstein.

Wie bereits erwahnt, hat die Gemeindevertretung den Inhalt der kiinftigen Verbands-
satzung zur Kenntnis zu nehmen und dem Abschluss dieser zuzustimmen. Den kunf-
tigen Vertretern der Gemeinde im Zweckverband wird also praktisch die Ermachti-
gung erteilt, im Namen der Gemeinde in der Verbandsversammlung diese Satzung
zu beschliel3en. Aufgrund einiger Nachfragen zu § 14 der Verbandssatzung muss an
dieser Stelle auf Folgendes hingewiesen werden:

§ 14 der Verbandssatzung hat folgenden Inhalt: ,Eine Anderung des § 1 Abs. 1, der
§§ 3 und 11 dieser Satzung bedarf unbeschadet der Regelung in § 16 GKZ der Zu-
stimmung von zwei Dritteln der Mitglieder der Verbandsversammlung.”

Diese Regelung bedeutet, dass es bei der Aufnahme neuer Mitglieder (Gemeinden)
in den Zweckverband, der Anderung der Aufgaben des Zweckverbandes sowie der
Anderung der Haushalts- und Wirtschaftsfiihrung und der finanziellen Ausstattung
der Zustimmung von zwei Dritteln der Mitglieder der Verbandsversammlung bedarf.
Das GkZ sieht aber auch vor, dass Entscheidungen in diesen Angelegenheiten von
der Zustimmung eines jeden Verbandsmitgliedes abhangig gemacht werden kann.
Dann ware immer ein Beschluss der Gemeindevertretung des Verbandsmitgliedes
notwendig. Praktisch ware es also so, dass jedes Verbandsmitglied nach Beschluss-
fassung der Verbandsversammlung zu einem der genannten Punkte au3erdem zu-
stimmen musste. Sobald ein Verbandsmitglied die Zustimmung zum Beschluss der
Verbandsversammlung z.B. Uber die Aufnahme eines neuen Mitglieds durch Be-
schluss seiner Gemeindevertretung verweigert, ware der Beschluss der Verbands-
versammlung nachtraglich nicht zustande gekommen. Dieses sieht der Entwurf der
Verbandssatzung bisher nicht vor. Das muss im Rahmen der konstituierenden Sit-
zung der Verbandsversammlung mit allen vier Gemeinden diskutiert werden und ist
zu diesem Zeitpunkt auch nicht relevant, das es jetzt fur die Gemeinde nur um den
offentlich-rechtlichen Vertrag zur Griindung geht und der Inhalt der Verbandssatzung
lediglich zur Kenntnis genommen und einer Vereinbarung dieser Satzung beauftragt
wird.

Finanzierung:

-/-

Beschlussvorschlag:

a) Die Gemeindevertretung Heist beschliet den Abschluss eines offentlich-
rechtlichen Vertrages Uber die Grindung eines Zweckverbandes Breitband Sudhol-
stein in der Fassung der Anlage 1.

b) Die Gemeindevertretung nimmt den Inhalt der Verbandssatzung des zukUnfti-
gen Zweckverbandes zur Kenntnis und stimmt einer Vereinbarung dieser Satzung in
der Fassung der Anlage 2 zu. Die Rechtswirksamkeit der Verbandssatzung wird vor-



behaltlich einer Prifung durch die Kommunalaufsicht des Landes Schleswig-Holstein
angenommen.

Neumann

Anlagen:

1) Entwurf des 6ffentlich-rechtlichen Vertrages
2) Entwurf der Verbandssatzung



	Zuständig
	Typ
	Datum
	Ostatus
	Nummer
	Beratungsfolge
	Sachverhalt
	FAuswirkung
	Beschlußvorschlag
	Anlage

